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Sachverhalt

Der 13jährige Knabe A. muss aufgrund von zunehmenden schulischen Problemen und auffälligem Verhalten in und ausserhalb der Schule (Rauchen, Zigaretten verkaufen, diverse Sachbeschädigungen) in eine geeignete Institution platziert werden. A. wächst seit Jahren in einem belasteten Umfeld auf und ist immer weniger in der Lage, die schulischen Leistungen zu erbringen. Seine Entwicklung ist klar gefährdet. Er benötigt eine enge Kontrolle und Führung, die ihm die Mutter nicht mehr geben kann. Sie unterstützt die Platzierung, da sie eingesehen hat, dass ihr Sohn nur so eine reale Chance hat, nach der Schule Anschluss in der Berufswelt zu finden. Geeignete Institutionen sind bereits besichtigt worden, Mutter und A. haben sich für eine Institution entschieden.

Da die Platzierung bereits früher ein Thema war, ist die Obhut gestützt auf Art. 310 ZGB entzogen und seit längerer Zeit bei der Behörde. 
Für A. besteht eine umfassende Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 ZGB. Die Beiständin beantragt die Platzierung in der Institution.

Die Mutter ist alleinige Inhaberin der elterlichen Sorge.
Fragen:

· Was ist unter diesen Umständen für einen korrekten Ablauf der Platzierung behördlicherseits zu beachten?

· In welcher Form soll der Mutter das rechtliche Gehör gewährt werden, wenn sie mit der Massnahme einverstanden ist und diese unterstützt?

· Wer wird sinnvoller Weise mit der Anhörung des Kindes betraut?

Erwägungen

1. Die Sachlage ist insofern kurios, als die Vormundschaftsbehörde zwar offenbar die Obhut bereits entzogen hat, aber das Kind nicht platzierte. Es handelt sich damit um eine Kindesschutzmassnahme auf Vorrat, was nicht zulässig ist. Vor allem aber hat die VB ihre Verantwortung nicht wahrnehmen können, wenn sie es beim formellen Obhutsentzug beliess, ohne sich um die Unterbringung zu kümmern.

2. Gemäss Art. 310 ZGB besteht der Obhutsentzug aus zwei Komponenten, der Wegnahme am ungeeigneten Ort und der Unterbringung an geeignetem Ort. Gemäss Art. 314 Ziff. 1 ZGB ist das Kind in geeigneter Weise durch die vormundschaftliche Behörde oder durch eine beauftragte Drittperson anzuhören, soweit nicht sein Alter oder andere wichtige Gründe dagegen sprechen. 
a. Die Altersgrenze zur Anhörung von Kindern in Obhuts- und Sorgerechtsfragen liegt nach bundesgerichtlicher Praxis bei 6 Jahren (mit Ausnahmen), vgl. BGE 131 III 553. Ein 10-Jähriger ist bezüglich Obhutsentzug und Einweisung in ein Heim anzuhören, wenn er über entsprechende kognitive Fähigkeiten verfügt (BGE 5C.149/2006 vom 10.7.2006, ZVW 2006 S. 314 ÜR 79-06). 
Die Anhörung des Kindes dient einerseits der Sachverhaltsfeststellung, andererseits handelt es sich um ein persönlichkeitsbezogenes Mitwirkungsrecht im Verfahren (Botschaft zur Revision des Scheidungsrechts, Ziff. 234.101 S. 143; Sutter/Freiburghaus, Kommentar zum Scheidungsrecht, 550). 
b. Ob die Anhörung des Kindes durch die Vormundschaftsbehörde oder durch eine geeignete Fachstelle erfolgen soll, hängt davon ab, ob im Einzelfall der Vorzug der Unmittelbarkeit oder die spezifischen Kompetenzen einer Fachstelle höher zu gewichten sind. Ein therapeutischer Bericht, der sich nicht über die Anhörungspunkte äussert und in nicht mehr aktueller Form, oder die „Anhörung“ durch einen Beistand im Rahmen der Besuchsrechtsausübung genügen nicht (BGE 133 III 553 E. 4).

3. Die Anhörung des Kindes hat zu beiden Fragen (Obhutsentzug und Platzierungsort) zu erfolgen. Nachdem der Obhutsentzug offenbar schon erfolgt ist, geht es vordergründig nur noch um den Platzierungsort. Allerdings dürfte eine umfassende Anhörung des Kindes sehr wertvoll sein, weil es ja wahrscheinlich nicht nur darum gehen wird, ihn einer Kontrolle und Führung zu unterwerfen, sondern vor allem darum, die Defizite, denen er in seinen 13 Lebensjahren zuhause ausgesetzt war, aufzuholen, ihn zu fördern und in seiner Persönlichkeit zur Entfaltung zu bringen. Wenn das Kind nicht richtig wahrgenommen wird bei der Anordnung der Kindesschutzmassnahme und lediglich als auffälliger, unangenehm in Erscheinung getretener Schüler dasteht, welcher die Mutter überfordert, werden die Ziele der Massnahme und die Aufträge an die Institution kaum richtig formuliert werden.

4. Wenn das Kind in eine Anstalt platziert wird, muss die Vormundschaftsbehörde ihm eröffnen, dass es gerichtliche Beurteilung verlangen kann. Zwar sieht Art. 314a ZGB dieses selbständige Rekursrecht erst ab dem 16. Altersjahr vor, die bundesgerichtliche Praxis erlaubt den Kindern aber bereits ab Urteilsfähigkeit, sich in persönlichen Belangen selbständig als Partei zu konstituieren (BGE 6P.121/2003 vom 9. Oktober 2003 in ZVW 2003 S. 438 ÜR 49-03; 5C.51/2005 vom 2. September 2005 in ZVW 2006 S. 98 ÜR 11-06; 5P.41/2006 vom 17. Februar 2006 in ZVW 2006 S. 203 ÜR 53-06).

5. Ein abschliessendes rechtliches Gehör an die Mutter kann dann entfallen, wenn ihrem Gesuch vollumfänglich entsprochen wird. Grundsätzlich kann das rechtliche Gehör auch schriftlich erfolgen, in dem ihr beispielsweise ein Beschlussesentwurf mit der zugehörigen Begründung zugestellt wird mit der Möglichkeit, dazu Stellung zu nehmen. Allerdings sind bei Platzierungsverfügungen nebst den verfahrensrechtlichen Aspekten vor allem die materiellen Fragen von noch fast grösserer Bedeutung: Zwischen Mutter, Kind, Behörde, Beiständin und Institution ist abzusprechen, wodurch die Massnahme begründet ist, was sie anstrebt, was das Kind erwarten darf, wie der Verkehr zwischen dem Pflegeplatz und der Mutter gestaltet wird (Besuche, Information, Mitentscheidungen der Mutter, Rolle der Beiständin etc). Diese Klärung findet mit Vorteil vor dem behördlichen Entscheid statt und nicht im Nachhinein, damit klargestellt oder wenigstens abschätzbar ist, ob die Massnahme auch richtig ist.


6. Damit können Ihre Fragen wie folgt beantwortet werden:

a. Was ist unter diesen Umständen für einen korrekten Ablauf der Platzierung behördlicherseits zu beachten?
Anhörung der Betroffenen, Analyse der Situation, Diagnose und Definition des Handlungsbedarfs, Abwägung der möglichen Optionen, Rücksprache mit dem als geeignet erwogenen Pflegeplatz und Definition des Auftrages, Aushandeln des Pflegevertrages, Beschlussfassung, Rechtsmittelbelehrung auch an Kind, Vollstreckung, Regelung der Elternbeiträge.
b. In welcher Form soll der Mutter das rechtliche Gehör gewährt werden, wenn sie mit der Massnahme einverstanden ist und diese unterstützt?
Wenn ihrem Gesuch entsprochen wird, kann auf das rechtliche Gehör verzichtet werden. Allerdings ist es in der Regel ausgeschlossen, ohne eingehende Absprache unter den Erziehungsverantwortlichen eine erfolgversprechende Massnahme anzuordnen. Das rechtliche Gehör hat deshalb nicht nur eine formelle Seite, sondern vor allem auch eine inhaltliche, welche zu einer pädagogisch tragfähigen Lösung führen soll.

c. Wer wird sinnvoller Weise mit der Anhörung des Kindes betraut?
Das lässt sich nicht generell beantworten, sondern es hängt vom Einzelfall ab, ob die Behörde im Einzelfall geeignete Persönlichkeiten hat, was vom Kind im Einzelfall erwartet wird, was im Verlaufe des Verfahrens mit dem Kind bereits besprochen und ausgehandelt wurde etc.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23. Mai 2008
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